
1119 der Beilagen zu den StenographischenProtokollen des Nationalrates XV. GP 

Bericht 

des Ausschusses für Wissenschaft und Forschung 

über die Regierungsvorlage· (989 der Beila­
gen): Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz 
über das Studium der Rechtswissenschaften 

geändert wird 

Im wesentlichen sieht die Novelle zum B~ndes­
gesetz über das Studium der'Rechtswissenschaften 
drei Änderung~n vor, und zwar die Hinausschie­
bung des Termins für das Außerkrafttreten der bis­
herigen Studienvorschriften, da die Studienpläne 
drei Janre später als das Studiengesetz in Kraft 
getreten sind, um einen Abschluß des Studiums 
nach den bisherigen Studienvorschriften innerhalb 
der durchschnittlichen Studiendauer allen Studie­
renden zu ermöglichen, die ihr Studium nach den 
bisherigen Studienvorschriften begonnen haben, die 
Ausweitung der Sonderbestimmungen für· Auslän­
der über die Austauschbarkeit bestimmter Prü­
fungsfächer aus dem geltenden österreichischen 
Recht auf die entsprechenden Fachgebiete im Recht 
des Heimatstaates dieser ausländischen Studieren­
den sowie von den Universitäten angeregte Korrek­
turen bei den Dissertationsfächern. 

Der Ausschuß für Wissenschaft und Forschung 
hat die gegenständliche Regierungsvorlage in seiner 
Sitzung am 8. Juni 1982 in Verhandlung genom­
men. 

An der sich an die Ausführungen des Berichter­
statters anschließenden Debatte beteiligten sich die 
Abgeordneten Dr. Ne iss e r, Dr.F r i s c h e n -
s chi a ger, Dr. Er mac 0 r a, Dr. No w 0 t n y 
und der Ausschußobmann Abg. Will e sowie der 
Bundesminister für Wissenschaft und Forschung 
Dr. Hertha F i r n b erg. 

Die Abgeordneten Dr. Ne iss e r, Dr. Fr i -
schenschlager, Dr. Nowotny brachten 
einen gemeinsamen Abänderungsantrag auf Einfü­
gung einer neuen Ziffer 1 a im Artikel I sowie einen 
weiteren, betreffend das Inkrafttreten, ein. Weiters 

DDr. Gmoser 

Berichterstatcer 

stellten die Abgeordneten Dr. E r mac 0 r a, 
Will e, Dr. Fr i s c h e ns chi a ger einen Abän­
derungsantrag zu § 18. 

Bei der Abstimmung wurde der von der Bundes­
regierung vorgelegte Gesetzentwurf unter Berück­
sichtigung der erwähnten Abänderungsanträge ein-
stimmig angenommen. . 

Zum Abänderungsantrag der Abgeordneten Dr. 
Neisser, Dr. Frischenschlage.r, Dr. 
No w 0 t n y, hält der Ausschuß für Wissenschaft 
und Forschung fest, daß durch eine V orveriegung 
des frühestmäglichen Zeitpunktes der Ablegung der 
Teilprüfungen aus den in § 5 Abs. 2 Z 1, 4, 5 und 6 
genannten Fächern um ein Semester die Prüfung~~ 
belastung der Studierenden gegen Ende des Stu­
diums verringert und damit die Gefahr einer Stu-

. dienverzöger:ung vermieden werden kann. 

Zum Abänderungsantrag der Abgeordneten Dr. 
E r mac 0 r a, Will e, Dr. F r i sc h e n schI a -
ger stellte der Ausschuß fest, daß durch die Ver­
fassungsbestimmung des §26 Abs. 11 des Allgemei­
nen Hochschul-Studiengesetzes, BGB1. 
Nr. 177/1966, in der Fassung BGBI. Nr. 112/1982, 
der § 18 Abs. 2 der Regierungsvorlage entbehrlich. 
geworden ist. 

Im §18 werden die Worte "im Recht seines Hei­
matstaates" durch die Worte ,,im Rechte seines' 
Staates" ersetzt, da der Begriff Heimatstaat in 
unterschiedlicher Bedeutung verstanden wird und 
es durch die Verwendung dieses Begriffes zu Fehl­
interpretationen kommen könnte. Maßgebend soll 
weiterhin die Staatsangehörigkeit des ausländi­
schen Studierenden sein. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Ausschuß 
für Wissenschaft und Forschung somit den 
A n t r a g,der Nationalrat wolle dem a n g e - 0i. 
s chi 0 s sen enG e set zen t w u r f die verfas­
sungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Wien, 1982 06 08 

Wille 

Obmann 
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2 1119 der Beilagen 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesge­
setz über das Studium der Rechtswissenschaf­

ten geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikell 

Das Bundesgesetz über das Studium der Rechts­
wissensehaften, BGBI. Nr. 140/1978, wird wie folgt 
geändert: 

1. § 4 Abs. 4 hat zulauten: 

I. 

,,(4) Die Teilprüfungen der ersten· Diplomprü­
fung sind mündlich· abzuhalten. Bezüglich der in 
Absatz 2 Z 1, 2 und 4 genannten Fächer kann die 
zuständige· akademische Behörde aus pädagogi­
schen Gründen an Stelle der mündlichen die 
schriftliche Abhaltung der Prüfung vorschreiben." 

2. § 5 Abs. 4 hat zu lauten: 

,,(4) Die Teilprüfungen aus den'in Abs. 2 Z 1, 4, 
5 und 6 genannten Fächern haben aus einem 
schriftlichen und einem mündlichen Prüf,mgsteil zu 
bestehen; sie können frlihestens zum Ende des vier­
ten Semesters des zweiten Studienabschnittes abge­
legt werden. Die übrigen Teilprüfungen sind münd- . 
lich abzuhalten. Die zuständige akademische 
Behörde kann in diesen Fächern aus pädagogischen 

. Gründen an Stelle der mündlichen die schriftliche 
Abhaltung einer Prüfung vorschreiben." 

3. § 5 Abs. 5 hat zu lauten: 

,,(5) In jedem Fall setzidie Zulassung zu einer 
_Ieil,prüfung voraus, daß der Kandidat die imStu­
dienplan vorgeschriebenen Lehrveranstaltur,gen' des 
betreffenden Prüfungsfaches inskribiert hat und 
daß die Teilnahme an den im Studienplan hinsicht­
lich des betreffenden Prüfungsfaches gemäß §§ 16 . 
Abs. 15 und 27 Abs. 2 des Allgemeinen Hochschul­
Studiengesetzes vorgeschriebenen Lehrveranstal­
tungen positiv beurteilt worden ist. '.' 

, 4. Die Überschrift zum 111. .Abschnitt "Erweite-' 
rungsstudien" hat zu entfa~len. 

. 5. § 12 Abs. 2 und 3 hat zu lauten' 

,,(2) Das Thema der Dissertation ist auf Vor­
schlag des Kandidaten einern der nachstehenden 
Fächer zu entnehmen, sofern dieses Fach an der 

Fakultät durch einen Universitäts lehrer gemäß § 23 
Abs. 1 lit. a UOG vertreten ist: 

1. den Fächern: 
a) Römisches Recht, 
b) Rechtsgeschichte; 

2. den in § 5 Abs. 2 Z 1 bis 8, 9 lit. c und d, 10 
lit. a, 11 lit. bund d genannten Fächern; 

3. den Fächern: 
a) Rechtsvergleichung aus den in § 5 Abs. 2 

Z 1 bis 6, 8, 9 lit. c u~d d genannten· 
Fächern, 

b) Rechtsphilosophie, 
c) Methodenlehre der Rechtswissenschaften, 
d) Rechtssoziologie. 

Sofern das gewählte Fach auf die Grundzüge des 
Fachgebietes beschränkt ist, bleibt diese Beschrän­
kung für den Fall der Wahl dieses Faches als Dis­
sertationsfach außer Betracht. 

(3) Prüfungsfächer desRigor6sums sirid: 
1. das Fach, dem das Thema der Dissertation 

zuzuordnen ist; im Rahmen 'dieses Prüfungs­
faches ist' auch die Dissertation zu verteidi­
gen; 

2. eines der in Abs. 2 genannten Fächer, das der 
Präses. der zuständigen Prüfungskommission 
nach Ar~hörung der Begutachter der Disser­
tationauLGrund eines engen. thematischen 
Zusammenhanges mit dem Fach, dem das 
Thema der Dissertation entnommen ist, zu 
bestimmen hat; im Falle des Abs. 5 ist das 
Fach in der Regel je~en Fächern zu entneh­
men, die den Fächern der rechtswissenschaftc . 
lichen Berufsprüfung des betreffenden Kandi-

. daten entsprechen; 
3. eines der in Abs. 2 genannten nach Z 1 und 2 

noch nicht bestimmten Fächer nach Wahl des 
K-andidaten. " 

6, § 12 Abs. 5 letzter Satz hat zu lauten: 

"Inwieweit die Fächer der rechtswissenschaftli­
I::he~ Berufsprüfungen den Fächern des Rigorosurris 
gleich\vertig sind oder als gleichwertig anerkannt 
werden, 1st in der Studienordnung festzulegen." 

7. '; 14 Ahs. :, ha.t 7.U laute .. : 

,.(3) Die zustä!!ciige akademische Behörde hat 
eh, "'on~nek"1en Umerrichtsversuche in angeme,· 
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senern Umfang möglichst unter Anhörung der für 
die jeweiligen Berufsbereiche zuständigen Institu­
tionen durchzuführen und zur Verbesserung lau­
fend zu überprüfen." 

8. Der Einleitungssatz des § 15 hat zu lauten: 

"Folgende Rechtsvorschriften treten für ordentli­
che Hörer, die ihr Studium nach dem Inkrafttreten 
des an ihrer Fakultät geltenden Studienplanes (§ 17 
des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes) 
beginnen, außer Kraft und gelten sodann. nur noch 
im Rahmen des § 45 Abs. 6 des Allgemeinen Hoch­
schul-Studiengesetzes, längstens jedoch bis 30. Sep­
tember 1990:" 

9. § 16 Abs. 1 hat zu lauten: 

,,(1) Ordentlichen Hörern, die sich nach § 45 
Abs. 7·des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes 
den Vorschriften dieses Bundesgesetzes unt.erwer­
fen, ist eine gemäß der Juristischen Studien- und 
Staatsprüfungsordnung, StGB!. Nr. 164/1945; 
bestandene 

1. rechtshistorische Staatsprüfung als erste 
Diplompriifung, 

2. judizielle Staatsprüfung als Teilprüfungen aus 
den im § 5 Abs. 2 Z 1 bis 4 genannten 
Fächern, 

3. staatswissenschaftliche Staatsprüfung als Teil­
prüfungen aus den in § 5 Abs. 2 Z 5, 6, 7 und 
9 genannten Fächern anzuerkennen, sofern 
die staatswissenschafdiche Staatsprüfung als 
zeitlich zweite Staatsprüfung abgelegt 
wurde." 

10. § 18 hat zu lauten: 

"Sonderbestimmungim für Ausländer 

§ 18. Ein ausländischer Studierender ist berech­
tigt, an Stelle der in § 5 Abs. 2 Z 1 bis 6,8, 9 lit. c 
und d sowie Z 11 lit. a genannten Prüfungsfächer 
die Kenntnisse über diese Fachgebiete im Rechte 
seines Staates nachzuweisen, wenn entsprechende 
Lehrveranstaltungen an der Rechtswissenschaftli­
ehen Fakultät der österreichischen Universität 
regelmäßig angeboten werden, an der der betref­
fende ausländische Studierende inskribiert hat." 

Artikel n 
Mit der V oUziehung dieses Bundesgesetzes ist 

der Bundesminister für· Wissenschaft und For­
schung betraut, 
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